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DIE BRANDMAUER IST GEFALLEN
Antrag durch Stimmen der CDU/CSU, FDP, AfD und Fraktionslose verabschiedet  

▪ 29. Januar 2025: im Bundestag findet die Gedenkstunde zum 80. Jahrestag der Befreiung 
des Konzentrationslagers Auschwitz statt

▪ Es folgt eine Regierungserklärung des Bundeskanzlers zu aktuellen innenpolitischen Themen 
und zwei namentliche Abstimmungen* zu zwei Entschließungsanträgen der Union

▪ Erster Entschließungsantrag zum sog. „5-Punkte-Plan“:

▪ dauerhafte Grenzkontrollen an allen deutschen Grenzen

▪ Zurückweisung aller Versuche illegaler Einreise (auch Schutzsuchende)

▪ faktisches Einreiseverbot für Personen ohne gültige Dokumente

▪ sofortige Inhaftierung von ausreisepflichtigen Personen

▪ Verschärfung des Aufenthaltsrechts für Straftäter und Gefährder 

▪ SPD, Grüne und Die Linke haben klargestellt, dass sie den Anträgen nicht zustimmen 
können, weil die Forderungen nicht vereinbar mit dem Europarecht und Grundgesetz seien

▪ noch im Nov. 24: Einigung von Ampel+CDU: KEINE Zufallsmehrheiten mit AfD im Bundestag



Antrag “5-Punkte-Plan” durch Stimmen der 
CDU/CSU, FDP und AfD verabschiedet  

WIE WURDE ABGESTIMMT?



FRIEDRICH MERZ BRICHT SEIN WORT
25.10.2025 im Bundestag

„Wir werden nicht auf Zufallsmehrheiten setzen. 
Und um es Ihnen ganz klar zu sagen: Es gibt in 

diesem Haus auch keine Mehrheit mit der AfD.“



REAKTIONEN



2./3. Lesung (abschließende Beratung) zum „Zustrombegrenzungsgesetz“ am 31.01.2025 

TROTZ KRITIK: 
UNION BRINGT AUCH GESETZ EIN 

- Begrenzung des illegalen Zustroms von Drittstaatsangehörigen nach Deutschland

- u.a. Beenden des Familiennachzugs zu Personen mit subsidiärem Schutz 

- Bundespolizei soll eigene Zuständigkeit für die Durchführung aufenthaltsbeendender 
Maßnahmen erhalten inkl. Beantragung von Haft und Gewahrsam zur Sicherung der 
Abschiebung

- vor der Lesung lange Sitzungsunterbrechung im Bundestag wegen spontaner 
Fraktionssitzungen

- Gesetz wurde letztendlich doch zur Abstimmung gestellt – fand aber keine Mehrheit

- Gesetz wäre zustimmungspflichtig gewesen → keine Aussicht auf Mehrheit im Bundesrat 
(21.03.) → auch CDU-Ministerpräsidenten dagegen (Berlin: Kai Wegner; Schleswig-Holstein: 
Daniel Günther)



WIE WURDE ABGESTIMMT?
“Zustrombegrenzungsgesetz” Union verfehlt Mehrheit



H U N D E R T T A U S E N D E M E N S C H E N  I N  D E U T S C H L A N D  D E M O N S T R I E R T E N
G E G E N  D I E  Z U S A M M E N A R B E I T  M I T D E R  A F D



Gründe, warum der Gesetzentwurf abgelehnt wurde

KEIN KOMPROMISS MÖGLICH

- SPD und Grüne nannten folgende Begründungen für Ablehnung der Vorschläge der Union:

- die Wiederaufnahme des Begriffs „Begrenzung“ in den Zweck des  Aufenthaltsgesetzes 
sei reine Symbolpolitik ohne konkrete Auswirkungen auf das Migrationsgeschehen

- der Familiennachzug für subsidiär Schutzberechtigte ist bereits begrenzt und nur im 
Rahmen eines Ermessens möglich – eine dauerhafte Abschaffung sei völkerrechtlich 
bedenklich

- Bzgl. der Zuständigkeitserweiterung der Bundespolizei für Abschiebungen (inklusive 
Abschiebungshaft) wurde darauf verwiesen, dass die Bundespolizei bereits stark 
belastet ist (finanziell & personell) und keine zusätzlichen Aufgaben wahrnehmen kann. 
Abschiebungen liegen in der Zuständigkeit der Länder (keine Zuständigkeitslücke). 

- Vorschläge der Ampel zur Reduzierung irregulärer Migration und zur Ausweitung der 
Sicherheitsgesetze hatte die Union bisher als nicht dringlich betrachtet oder blockiert 

- Die demokratischen Parteien konnten sich bisher nicht auf einen Kompromiss verständigen.



HINTERGRUND

- Trotz Rückgang bleibt Deutschland innerhalb der 
Europäischen Union Spitzenreiter bei Asylanträgen

- 2024 insgesamt 301.350 Fälle 

- Schutz in 44,4 Prozent gewährt

- Schutzquote für Menschen aus Syrien: 83 Prozent

- Schutzquote für Menschen aus Afghanistan: 74,7 
Prozent 

- Schutzquote für Menschen aus Türkei: 9,4 Prozent

- Abgelehnt wurden die Anträge von 91.940 Menschen

- 75.700 Verfahren erledigten sich aus anderen Gründen 
wie die Rücknahme des Asylantrags oder die 
Überstellung an andere EU-Länder

- Asylverfahren dauerten im Schnitt 8,7 Monate



POSITION DER 
DGB-GEWERKSCHAFTEN

Sie haben ein klares Signal gesetzt gegen 
rechtsextreme und menschenverachtende 
Politik, für eine solidarische und offene 
Gesellschaft. 

Das war's noch nicht! 

Wir bitten Euch, diese Veranstaltungen zu 
unterstützen, sofern Euch dies möglich ist. 

Wo und wann was stattfindet, findet Ihr hier.

hier

Seit Beginn des Jahres sind 
hunderttausende Menschen auf die Straße 
gegangen und haben für den Erhalt 
unserer Demokratie demonstriert. 

https://www.demokrateam.org/report/
https://www.dgb.de/fileadmin/download_center/Aufrufe/DGB-Fuer-Demokratie-und-Menschlichkeit.pdf


H U N D E R T T A U S E N D E M E N S C H E N  
D E M O N S T R I E R E N

G E G E N  D I E  Z U S A M M E N A R B E I T  
M I T D E R  A F D

Berlin:  250.000
Hamburg: 80.000
Köln:  40.000
Tübingen: 10.000
Potsdam: 3.000

Und und und …..

(Angaben der Veranstalter)



VIELEN DANK FÜR EURE 
AUFMERKSAMKEIT

IG Metall Vorstand 
Büro der geschäftsführenden

Vorstandsmitglieder
Berliner Büro

Alte Jakobstr. 149
10969 Berlin

Tel 030/2592 705 - 40
buero-berlin@igmetall.de
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